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Deutscher Bundestag 
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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/7323, 11/7550 — 

Entwurf eines Gesetzes über die Beteiligung der Soldaten 
und der Zivildienstleistenden 
(Beteiligungsgesetz — BG —) 

A. Problem 

Die Soldaten sollen im Rahmen der Inneren Führung die gesell-
schaftliche Werteordnung, die sie zu verteidigen haben, auch im 
täglichen Dienst erleben. Dazu gehört die Möglichkeit, Beteili-
gungsrechte wahrzunehmen. Diese entsprechen in den Streitkräf-
ten gegenwärtig nicht mehr dem allgemeinen Stand der Entwick-
lung in der Gesellschaft. 

Gleichzeitig bedarf es auch einer ergänzenden Regelung der Be-
teiligungsrechte der Zivildienstleistenden. 

B. Lösung 

Stärkung der Stellung der Vertrauensperson in den Streitkräften 
und im Zivildienst und qualitative sowie quantitative Erweiterung 
der Beteiligungstatbestände. 

Umfassende Regelung der Beteiligungsrechte der Soldaten und 
der Zivildienstleistenden, unbeschadet der Fortgeltung der Rege-
lungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes. 

Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Modifizierte Anwendung der Regelungen des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes auf Berufs- und Zeitsoldaten. 

Der Ausschuß hat diese Alterna tive mehrheitlich abgelehnt. 

D. Kosten 

Keine 



Steiner Ganz (St. Wendel) 

Berichterstatter 

Ronneburger 

Vorsitzender 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/7323 — in der aus der anlie-
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Der Verteidigungsausschuß 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Beteiligung der Soldaten und der 
Zivildienstleistenden 
(Beteiligungsgesetz — BG —) 
— Drucksache 11/7323 — 
mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Beteiligung 
der Soldaten und der Zivildienstleistenden 

(Beteiligungsgesetz — BG —) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Soldatenbeteiligungsgesetz — SBG - 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Beteiligung, Grundsatz 

(1) Die Beteiligung der Soldaten nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes soll zu einer wirkungsvollen 
Dienstgestaltung und zu einer fürsorglichen Berück-
sichtigung der Belange des einzelnen beitragen. 

(2) Die Beteiligung der Soldaten erfolgt regelmäßig 
durch Vertrauenspersonen, und deren Sprecher, im 
übrigen durch Personalvertretungen. 

(3)Das Recht des Soldaten, sich in dienstlichen und 
persönlichen Angelegenheiten an seine Vorgesetzten 
zu wenden, bleibt unberührt. 

§2 

Vertrauensperson 

(1) In Einheiten, in schwimmenden Einheiten der 
Marine, in Stäben, in Schulen und an Universitäten 
der Bundeswehr werden in geheimer und unmittelba-
rer Wahl Vertrauenspersonen gewählt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Beteiligung 
der Soldaten und der Zivildienstleistenden 

(Beteiligungsgesetz — BG —) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Soldatenbeteiligungsgesetz — SBG - 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Beteiligung, Grundsatz 

(1) unverändert 

(2) Die Beteiligung der Soldaten erfolgt entweder 
durch Vertrauenspersonen, Gremien der Vertrauens-
personen und deren Sprecher, oder durch Personal-
vertretungen. 

(3) unverändert 

§2 

Vertrauensperson 

(1) In Einheiten, in schwimmenden Einheiten der 
Marine, in Stäben der Verbände, in Schulen, mit Aus-
nahme des Stammpersonals in den Schulen des zen-
tralen militärischen Bereichs, sowie in den Studen-
tenbereichen der Universitäten der Bundeswehr wer-
den in geheimer und unmittelbarer Wahl Vertrauens-
personen gewählt. 
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Entwurf 

(2) Wahlberechtigt sind alle Soldaten, die der Wäh-
lergruppe des Bereichs angehören, für den die Ver-
trauensperson zu wählen ist, sowie alle Soldaten, die 
dem für den Wahlbereich zuständigen Disziplinarvor-
gesetzten durch Organisationsbefehl des Bundesmi-
nisters der Verteidigung truppendienstlich unterstellt 
sind. Kommandierte Soldaten sind in dem Bereich 
wahlberechtigt, zu dem sie kommandiert sind, wenn 
die voraussichtliche Dauer der Kommandierung min-
destens drei Monate beträgt. Lehrgangsteilnehmer, 
bei denen die voraussichtliche Dauer der Komman-
dierung weniger als drei Monate beträgt, sind im Be-
reich des Lehrgangs und im bisherigen Bereich wahl-
berechtigt. 

(3) Wählbar sind die Wahlberechtigten der Wähler-
gruppe mit Ausnahme 

1. der Kommandeure, der ständigen stellvertreten-
den Kommandeure und der Chefs der Stäbe, 

2. der Kompaniefeldwebel und Inhaber entsprechen-
der Dienststellungen, 

3. derjenigen Soldaten, über deren Antrag auf Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer noch nicht 
rechtskräftig entschieden worden ist, 

4. derjenigen Soldaten, die infolge Richterspruchs die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er-
langen, nicht besitzen und 

5. derjenigen Soldaten, die innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor dem Tage der Stimmabgabe 
durch das Truppendienstgericht als Vertrauens-
person abberufen worden sind. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung wird er-
mächtigt, zur Regelung 

1. der Wahlbereiche, 

2. der Wählergruppen, 

3. der Wahlvorbereitung, insbesondere der Aufstel-
lung des Wählerverzeichnisses, der Bekanntgabe 
der Wahlvorschläge und der Aufstellung der Be-
werberliste, 

4. der Stimmabgabe, 

5. der Briefwahl und einem vereinfachten Wahlver-
fahren sowie 

6. zur Feststellung des Wahlergebnisses und Be-
kanntgabe der Gewählten sowie 

7. der Aufbewahrung der Wahlakten 

Vorschriften durch eine Rechtsverordnung zu erlas-
sen, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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Entwurf 

(5) Eine Vertrauensperson wird nicht gewählt, 
wenn mindestens fünf Angehörige einer Wähler-
gruppe ständig weiter als hundert Kilometer vom 
Dienstort des zuständigen Disziplinarvorgesetzten 
entfernt eingesetzt sind und die Möglichkeit einer 
Wahlbereichsfestlegung durch den Bundesministei 
der Verteidigung nicht besteht oder die voraussichtli-
che Amtsdauer weniger als zehn Kalendertage be-
trägt. 

§3 

Anfechtung der Wahl 

(1)Drei Wahlberechtigte oder der Disziplinarvorge-
setzte können die Wahl innerhalb von vierzehn Ta-
gen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
an gerechnet, beim Truppendienstgericht mit dem 
Antrag anfechten, die Wahl für ungültig zu erklären, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahl

-

recht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren ver-
stoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, 
es sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis 
nicht verändert oder beeinflußt werden konnte. 

(2)Das Truppendienstgericht entscheidet unter ent-
sprechender Anwendung der Verfahrensvorschriften 
der Wehrbeschwerdeordnung. Die Auswahl der mili-
tärischen Beisitzer des Gerichts bestimmt sich nach 
dem Dienstgrad der Vertrauensperson. Auf Antrag 
kann der Vorsitzende den Beginn der Amtszeit der 
Vertrauensperson bis zur Entscheidung des Truppen-
dienstgerichts aussetzen. 

§4 

Gremien der Vertrauenspersonen, Sprecher 

(1) Die Vertrauenspersonen 

1. der Einheiten eines Verbandes oder einer ver-
gleichbaren Dienststelle, 

2. der Einheiten eines Wirtschaftstruppenteils, 

3. der in einer Kaserne oder in einem Standort unter-
gebrachten Einheiten oder Verbände 

bilden Versammlungen der Vertrauenspersonen. 

Die Vertrauenspersonen örtlich abgesetzter Truppen-
teile sind Mitglieder der Versammlungen der Vertrau-
enspersonen ihrer Wirtschaftstruppenteile. 

(2) Die Mitglieder der Versammlungen der Vertrau-
enspersonen wählen Sprecher. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(5) unverändert 

§3 

unverändert 

§4 

Gremien der Vertrauenspersonen, Sprecher 

(1) unverändert 

(2)Beim Bundesminister der Verteidigung wird ein 
Gesamtvertrauenspersonenausschuß gebildet. 

(3)Die Mitglieder der Versammlungen der Vertrau-
enspersonen wählen Sprecher. 
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§5 

Personalvertretung der Soldaten 

In anderen als den in § 2 Abs. 1 genannten Dienst-
stellen und Einrichtungen wählen Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit Vertretungen nach den Vorschrif-
ten des Bundespersonalvertretungsgesetzes, soweit 
nachfolgend nichts anderes geregelt ist. Soldaten, die 
Wehrdienst auf Grund des Wehrpflichtgesetzes lei-
sten, wählen Vertrauenspersonen nach § 2. 

ABSCHNITT 2 

Rechtsstellung der Vertrauensperson 

§6 

Schweigepflicht 

(1) Die Vertrauensperson hat über die ihr in Aus-
übung ihrer Tätigkeit nach diesem Gesetz bekanntge-
wordenen Angelegenheiten und Tatsachen Sti ll

-schweigen zu bewahren. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angele-
genheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen. 

§7 
Beurteilung 

Die Vertrauensperson und ihr nach § 13 Abs. 1 ein-
getretener Vertreter werden durch den nächsthöhe-
ren Disziplinarvorgesetzten beurteilt. Ist die Vertrau-
ensperson für den Bereich ihres nächsthöheren Diszi-
plinarvorgesetzten gewählt worden, geht die Zustän-
digkeit für die Beurteilung auf dessen nächsten Diszi-
plinarvorgesetzten über. Die Befugnis, Vertrauens-
personen zu beurteilen, darf nicht auf den nächsten 
Disziplinarvorgesetzten übertragen werden. 

§ 8 

Unfallschutz bei der Wahrnehmung von Rechten und 
Erfüllung von Pflichten nach diesem Gesetz 

Erleidet ein Soldat anläßlich der Wahrnehmung von 
Rechten oder in Erfüllung von Pflichten nach diesem 
Gesetz durch einen Unfa ll  eine gesundheitliche Schä-
digung, die im Sinne der Vorschriften des Soldaten-
versorgungsgesetzes ein Dienstunfall oder eine Wehr-
dienstbeschädigung wäre, finden diese Vorschriften 
entsprechende Anwendung. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§5 

unverändert 

ABSCHNITT 2 

Rechtsstellung der Vertrauensperson 

§6 

Schweigepflicht 

(1) Die Vertrauensperson hat über die ihr in Aus-
übung ihrer Tätigkeit nach diesem Gesetz bekanntge-
wordenen Angelegenheiten und Tatsachen gegen-
über Dritten Stillschweigen zu bewahren. 

(2) unverändert 

§7 

unverändert 

§8 

unverändert 
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Entwurf 

§9 

Dauer des Amtes der Vertrauensperson 

(1) Die Amtszeit der Vertrauensperson beträgt ein 
Jahr. Sie beginnt mit dem Tage der Wahl oder, wenn 
zu diesem Zeitpunkt noch eine Vertrauensperson im 
Amt ist, mit dem Ablauf von deren Amtszeit. Schließt 
sich die Amtszeit der neuzuwählenden Vertrauens-
person nicht unmittelbar an, so verlängert sich die 
Amtszeit der bisherigen Vertrauensperson bis zur 
Neuwahl, jedoch höchstens um zwei Monate.. 

(2)Das Amt der Vertrauensperson endet vor Ablauf 
der Amtszeit durch 

1. Niederlegung des Amtes, 

2. Verlust der Wählbarkeit oder 

3. Entscheidung des Truppendienstgerichts. 

§ 10 

Niederlegung des Amtes 

Die Vertrauensperson kann durch schriftliche Er-
klärung gegenüber dem Disziplinarvorgesetzten ihr 
Amt niederlegen. Dieser gibt die Niederlegung des 
Amtes dienstlich bekannt. 

§ 11 

Abberufung der Vertrauensperson 

(1) Mindestens ein Viertel der Angehörigen der 
Wählergruppe, der Disziplinarvorgesetzte oder des-
sen nächster Disziplinarvorgesetzter können beim 
Truppendienstgericht beantragen, die Vertrauens-
person wegen grober Vernachlässigung ihrer gesetz-
lichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung ihrer 
gesetzlichen Pflichten abzuberufen. Der Antrag auf 
Abberufung kann auch wegen eines sonstigen Ver-
haltens der Vertrauensperson gestellt werden, das ge-
eignet ist, die verantwortungsvolle Zusammenarbeit 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen oder das 
kameradschaftliche Vertrauen innerhalb des Be-
reichs, für den sie gewählt ist, ernsthaft zu beeinträch-
tigen. 

(2)Das Truppendienstgericht entscheidet unter ent-
sprechender Anwendung der Verfahrensvorschriften 
der Wehrbeschwerdeordnung. 

§ 12 

Ruhen des Amtes 

Das Amt der Vertrauensperson ruht, solange ihr die 
Ausübung des Dienstes verboten oder sie vorläufig 
des Dienstes enthoben ist. Auf Antrag kann das Trup-
pendienstgericht bis zur Entscheidung über einen Ab-
berufungsantrag nach § 11 Abs. 1 das Ruhen des Am-
tes anordnen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

Abberufung der Vertrauensperson 

(1) unverändert 

(2)Das Truppendienstgericht entscheidet aufgrund 
mündlicher Verhandlung unter entsprechender An-
wendung der Verfahrensvorschriften der Wehrbe-
schwerdeordnung. 

§ 12 

unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

unverändert 

§16 

unverändert 

§ 17 

unverändert 

Entwurf 

§13 

Eintritt des Stellvertreters 

(1) Ruht das Amt der Vertrauensperson (§ 12) oder 
endet es vorzeitig (§ 9 Abs. 2), so tritt der nächste 
Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertreter vorhanden, ist 
neu zu wählen. 

(2) Ein Stellvertreter tritt auch ein, wenn die Ver-
trauensperson an der Ausübung ihres Amtes verhin-
dert ist. 

§ 14 

Schutz der Vertrauensperson 

(1) Die Vertrauensperson darf in der Ausübung ih-
rer Befugnisse nicht behindert und wegen ihrer Tätig-
keit nicht benachteiligt oder begünstigt werden. 

(2) Für die disziplinare Ahndung von Dienstverge-
hen der Vertrauensperson oder des nach § 13 Abs. 1 
eingetretenen Vertreters ist der nächsthöhere Diszi-
plinarvorgesetzte zuständig. Ist die Vertrauensperson 
für den Bereich des nächsthöheren Disziplinarvorge-
setzten gewählt worden, geht die Zuständigkeit auf 
dessen nächsten Disziplinarvorgesetzten über. 

§ 15 

Versetzung der Vertrauensperson 

(1) Die Vertrauensperson darf während der Dauer 
ihres Amtes gegen ihren Willen nur versetzt oder für 
mehr als drei Monate kommandiert werden, wenn 
dies auch unter Berücksichtigung ihrer Stellung als 
Vertrauensperson aus dienstlichen Gründen unver

-

meidbar ist. Dasselbe gilt für die zur Wahl vorgeschla-
genen Soldaten bis zum Wahltag. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei Versetzungen aus dem 
Ausland. 

§ 16 

Beschwerderecht der Vertrauensperson 

Die Vertrauensperson kann sich entsprechend § 1 
Abs. 1 der Wehrbeschwerdeordnung auch dann be-
schweren, wenn sie glaubt, in der Ausübung ihrer 
Befugnisse behindert oder wegen ihrer Tätigkeit be-
nachteiligt zu sein. 

§17 

Beschwerden gegen die Vertrauensperson 

Über Beschwerden nach der Wehrbeschwerdeord-
nung gegen die Vertrauensperson oder den nach § 13 
Abs. 1 eingetretenen Stellvertreter entscheidet deren 
nächsthöherer Disziplinarvorgesetzter. 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

ABSCHNITT 3 

Beteiligung der Vertrauensperson 

UNTERABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 18 

unverändert 

§ 19 

unverändert 

Entwurf 

ABSCHNITT 3 

Beteiligung der Vertrauensperson 

UNTERABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 18 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Die Vertrauensperson soll zur verantwortungs-
vollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Untergebenen sowie zur Festigung des kamerad-
schaftlichen Vertrauens innerhalb des Bereiches bei-
tragen, für den sie gewählt ist. 

(2) Vertrauensperson und Disziplinarvorgesetzter 
arbeiten im Interesse der Soldaten des Wahlbereiches 
und zur Erfüllung des Auftrages der Streitkräfte mit 
dem Ziel der Verständigung eng zusammen. 

(3) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauens-
person bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt-
zen. Die Vertrauensperson wird über Angelegenhei-
ten, die ihre Aufgaben betreffen, rechtzeitig und um-
fassend unterrichtet. Ihr ist während des Dienstes Ge-
legenheit zu geben, Sprechstunden innerhalb dienst-
licher Unterkünfte und Anlagen abzuhalten, soweit 
dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

§19 

Besondere Pflichten des Disziplinarvorgesetzten 

(1)Der Disziplinarvorgesetzte hat alle Soldaten als-
bald nach Diensteintritt über die Rechte und Pflichten 
der Vertrauensperson zu unterrichten. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauens-
person und ihre Stellvertreter unverzüglich nach ihrer 
Wahl in ihr Amt einzuweisen. 

(3) Vertrauensperson und deren Stellvertreter, die 
erstmalig in ihr Amt gewählt worden sind, werden auf 
Brigade — oder vergleichbarer Ebene — in Seminaren 
für ihre Aufgaben ausgebildet. 

(4) Bataillonskommandeure und Disziplinarvorge

-

setzte in entsprechenden Dienststellungen führen 
mindestens einmal im Kalendervierteljahr mit den 
Disziplinarvorgesetzten und Vertrauenspersonen ih-
res Bereichs eine Besprechung über Angelegenheiten 
vom gemeinsamem Interesse aus dem Aufgabenbe-
reich der Vertrauensperson durch. Den Vertrauens-
personen ist im Benehmen mit den zuständigen Diszi-
plinarvorgesetzten Gelegenheit zu geben, sich auf 
diese Besprechung vorzubereiten. 

(5)Der Vertrauensperson ist im Rahmen der gesetz-
lichen Regelungen Freistellung vom Dienst zu gewäh-
ren, wenn sie durch die Erfüllung ihrer Aufgaben über 
die Rahmendienstzeit hinaus beansprucht wird. 
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Entwurf 

UNTERABSCHNITT 2 

Formen der Beteiligung 

§ 20 

Anhörung 

Der Vertrauensperson sind beabsichtigte Maßnah-
men und Entscheidungen, zu denen sie anzuhören ist, 
rechtzeitig mitzuteilen. Ihr ist Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben. 

§21 

Vorschlagsrecht 

(1) Soweit der Vertrauensperson ein Vorschlags-
recht zusteht, hat der Disziplinarvorgesetzte die Vor-
schläge der Vertrauensperson mit ihr zu erörtern. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, kann die 
Vertrauensperson ihr Anliegen dem nächsthöheren 
Disziplinarvorgesetzten vortragen. Dieser entscheidet 
im Rahmen seiner Zuständigkeit abschließend. Er soll 
die Ausführung eines Befehls oder einer sonstigen 
Maßnahme bis zu seiner Entscheidung aussetzen, 
wenn dem nicht dienstliche Gründe entgegenste-
hen. 

(3) Geht ein Vorschlag der Vertrauensperson über 
den Bereich hinaus, für den sie gewählt ist, hat der 
Disziplinarvorgesetzte den Vorschlag mit einer Stel-
lungnahme seinem nächsten Disziplinarvorgesetzten 
vorzulegen. 

(4)Entspricht der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
einem Vorschlag nicht oder nicht in vollem Umfang, 
teilt er der Vertrauensperson seine Entscheidung un-
ter Angabe der Gründe mit. 

§ 22 

Mitbestimmung 

Unterliegt eine Maßnahme oder Entscheidung der 
Mitbestimmung, ist die Vertrauensperson rechtzeitig 
durch den für die Maßnahme oder Entscheidung zu-
ständigen Vorgesetzten zu unterrichten und ihr Gele-
genheit zur Äußerung zu geben. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, ist die Maßnahme oder Entschei-
dung auszusetzen und der nächsthöhere Vorgesetzte 
anzurufen. Entscheidet dieser abweichend vom Vor-
schlag, ist die Entscheidung gegenüber der Vertrau-
ensperson schriftlich zu begründen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

UNTERABSCHNITT 2 

Formen der Beteiligung 

§ 20 

unverändert 

§ 21 

unverändert 

§ 22 

Mitbestimmung 

(1) Unterliegt eine Maßnahme oder Entscheidung 
der Mitbestimmung gemäß § 25 Abs. 2 bis 4, ist die 
Vertrauensperson rechtzeitig durch den für die Maß-
nahme oder Entscheidung zuständigen Vorgesetzten 
zu unterrichten und ihr Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, ist die 
Maßnahme oder Entscheidung auszusetzen und der 
nächsthöhere Vorgesetzte anzurufen. Wenn eine Ei-
nigung erneut nicht zu erzielen ist, entscheidet ein 
vom Richter des zuständigen Truppendienstgerichts 
einzuberufender Schlichtungsausschuß mit Stim-
menmehrheit. Der Schlichtungsausschuß besteht ne-
ben dem Richter des zuständigen Truppendienstge-
richts aus dem Vorgesetzten, dem nächsthöheren 
Vorgesetzten sowie der Vertrauensperson und ei-
nem der Stellvertreter. 
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Entwurf 

UNTERABSCHNITT 3 

Aufgabengebiete 

§ 23 

Personalangelegenheiten 

(1) Die Vertrauensperson soll durch den nächsten 
Disziplinarvorgesetzten bei folgenden Personalmaß-
nahmen auf Antrag des betroffenen Soldaten ange-
hört werden: 

1. Versetzungen mit Ausnahme der Versetzung im 
Anschluß an die Grundausbildung und im Rahmen 
festgelegter Ausbildungsgänge, 

2. Kommandierungen mit einer Dauer von mehr als 
drei Monaten, ausgenommen Lehrgänge, 

3. Anträgen auf Statuswechsel in das Dienstverhält-
nis eines Soldaten auf Zeit oder Berufssoldaten, 

4. Wechsel auf einen anderen Dienstposten, 

5. Weiterbildungsmaßnahmen, 

6. vorzeitigen Beendigungen des Dienstverhältnis-
. ses, sofern das Soldaten- oder Wehrpflichtgesetz 
einen Ermessensspielraum einräumt, 

7. verbleiben im Dienst über die besonderen Alters-
grenzen des § 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 
Abs. 2 des Soldatengesetzes und 

8. Anträgen auf Genehmigung einer Nebentätigkeit, 
Sonderurlaub, Laufbahnwechsel. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte teilt die Äußerung 
der Vertrauensperson zu der beabsichtigten Personal-
maßnahme der personalbearbeitenden Stelle mit. Das 
Ergebnis der Anhörung ist in die Personalentschei-
dung einzubeziehen. 

(3) Die Vertrauensperson soll stets gehört werden 
bei der Auswahl von Soldaten ihres Wahlbereichs für 
Beförderungen in der Laufbahn der Mannschaften, 
bei denen der nächste Disziplinarvorgesetzte ein Aus-
wahlermessen hat. 

§ 24 

Dienstbetrieb 

(1) Der nächste Disziplinarvorgesetzte soll die Ver-
trauensperson zur Gestaltung des Dienstbetriebes an-
hören. Die Vertrauensperson hat das Recht, Vor-
schläge zu unterbreiten. 

(2) Zum Dienstbetrieb gehören alle Maßnahmen, 
die im Dienstplan festgelegt werden und den Innen-
dienst, den Ausbildungsdienst sowie Wach- und Be-
reitschaftsdienste be treffen. Ausgenommen sind Fra-
gen, die sich auf Ziele und Inhalte der Ausbildung 
— ohne politische Bildung — und auf Fragen des Ein-
satzes beziehen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

UNTERABSCHNITT 3 

Aufgabengebiete 

§ 23 

Personalangelegenheiten 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzu-
fertigen, die zu den Akten zu nehmen ist. 

§ 24 

unverändert 
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§ 25 

unverändert 

§ 26 

unverändert 

Entwurf 

(3) Die Vertrauensperson hat ein Vorschlagsrecht 
bei der Gewährung von Freistellung vom Dienst für 
die Einheit oder Teileinheiten sowie bei der Festle-
gung der dienstfreien Werktage. 

(4) Auf Antrag des betroffenen Soldaten soll die 
Vertrauensperson bei der individuellen Gewährung 
von Freistellung vom Dienst angehört werden. 

§ 25 

Betreuung und Fürsorge 

(1) Der Disziplinarvorgesetzte beruft die Ver-
trauensperson oder einen von ihr oder der Versamm-
lung der Vertrauenspersonen benannten Soldaten 
zum ständigen Mitglied solcher Ausschüsse, die der 
Dienstherr zur Erfüllung seiner Fürsorgepflicht gemäß 
§ 31 des Soldatengesetzes eingerichtet hat. 

(2) Benutzerordnungen für Betreuungseinrichtun-
gen eines Standortes oder einer Truppenunterkunft 
unterliegen der Mitbestimmung durch die Ver-
trauensperson. 

(3) Die Vertrauensperson hat ein Mitbestimmungs-
recht bei der Entscheidung über die Verwendung von 
Mitteln aus Gemeinschaftskassen. 

(4) Die Planung von Veranstaltungen des außer-
dienstlichen Gemeinschaftslebens bestimmt die Ver-
trauensperson mit. Zur Durchführung von dienstli-
chen Veranstaltungen geselliger Art ist sie anzuhö-
ren. 

§ 26 

Berufsförderung 

(1) Die Vertrauensperson kann dem Disziplinarvor-
gesetzten Vorschläge zur Berufsförderung machen, 
insbesondere 

1. in Fragen der Zusammenarbeit mit dem Berufsför-
derungsdienst, vor allem zur Planung und zur 
Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung der 
Berufsverbundenheit, 

2. zur Beschaffung berufsbildender und berufsför-
dernder Literatur, 

3. zur Teilnahme an Kursen und Bildungsveranstal-
tungen außerhalb des Dienstes und 

4. zur Besichtigung von Betrieben in der gewerbli-
chen Wirtschaft. 

(2) Berufsförderung im Sinne des Absatzes 1 umfaßt 
berufsbildende Förderungsmaßnahmen nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz, zu deren Inanspruch-
nahme die Mitwirkung oder das Einverständnis des 
Disziplinarvorgesetzten erforderlich ist, sowie son-
stige berufsfördernde und berufsbildende Maßnah-
men auf freiwilliger Basis. 
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§ 27 

Ahndung von Dienstvergehen 

(1) Will der Disziplinarvorgesetzte Disziplinarmaß-
nahmen verhängen, ist die Vertrauensperson vor der 
Entscheidung zur Person des Soldaten, zum Sachver-
halt und zum Disziplinarmaß anzuhören. 

(2) Beabsichtigt die Einleitungsbehörde, gegen ei-
nen Soldaten ein disziplinargerichtliches Verfahren 
einzuleiten, ist die Vertrauensperson zur Person des 
Soldaten und zum Sachverhalt anzuhören. 

(3) Der Sachverhalt ist der Vertrauensperson vor 
Beginn der Anhörung bekanntzugeben. Eine Anhö-
rung zum Sachverhalt unterbleibt, sofern sie im Ein-
zelfall nicht angebracht ist. 

(4) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzu-
fertigen, die zu den Akten zu nehmen ist. 

§ 28 

Förmliche Anerkennungen 

(1) Die Vertrauensperson hat das Recht, Soldaten 
ihrer Wählergruppe für eine förmliche Anerkennung 
gemäß § 3 Abs. 1 der Wehrdisziplinarordnung vorzu-
schlagen. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauens-
person vor der Erteilung einer förmlichen Anerken-
nung anzuhören. 

(3) Vor dem Widerruf einer förmlichen Anerken-
nung gemäß § 6 der Wehrdisziplinarordnung ist die 
Vertrauensperson anzuhören. 

§ 29 

Auszeichnungen 

Die Vertrauensperson soll angehört werden, wenn 
ein Soldat ihrer Wählergruppe für einen Bestpreis, die 
Verleihung des Ehrenzeichens der Bundeswehr oder 
einen Orden vorgeschlagen werden so ll. Die Anhö-
rung erfolgt regelmäßig durch den nächsten Diszipli-
narvorgesetzten des Soldaten, dem eine Auszeich-
nung verliehen werden soll. 

§ 30 

Beschwerdeverfahren 

(1) Betrifft eine Beschwerde nach den Bestimmun-
gen der Wehrbeschwerdeordnung Fragen des Dienst-
betriebes, der Fürsorge, der Berufsförderung oder des 
außerdienstlichen Gemeinschaftslebens, soll die Ver-
trauensperson des Beschwerdeführers angehört wer-
den. Betrifft die Beschwerde persönliche Kränkungen, 
soll die Vertrauensperson des Beschwerdeführers und 
des Betroffenen angehört werden. In Personalangele-
genheiten (§ 23) soll die Vertrauensperson auf Antrag 
des Beschwerdeführers angehört werden. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 27 

Ahndung von Dienstvergehen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Der Sachverhalt ist der Vertrauensperson vor 
Beginn der Anhörung bekanntzugeben. 

(4) unverändert 

§ 28 

unverändert 

§ 29 

unverändert 

§ 30 

unverändert 
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§ 31 

unverändert 

ABSCHNITT 4 

Versammlungen der Vertrauenspersonen, 
Sprecher 

§ 32 

unverändert 

§ 33 

unverändert 

Entwurf 

(2) Die Vertrauensperson kann im Verfahren nach 
der Wehrbeschwerdeordnung vom Beschwerdeführer 
als Vermittler gewählt werden. 

§ 31 

Ausschluß der Anhörung 

Eine Anhörung der Vertrauensperson nach diesem 
Abschnitt unterbleibt, wenn sie in derselben Sache als 
Vermittler nach der Wehrbeschwerdeordnung tätig 
war. In diesem Fall ist der Stellvertreter der Vertrau-
ensperson anzuhören. 

ABSCHNITT 4 

Versammlungen der Vertrauenspersonen, 
Sprecher 

§ 32 

Versammlung der Vertrauenspersonen 

(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
vertreten die Interessen der Soldaten des Verbandes 
gegenüber dem Führer  des Verbandes, des Wirt

-schaftstruppenteils, dem Kasernenkommandanten 
und dem Standortältesten. 

(2) Die Versammlung der Vertrauenspersonen 
nimmt die gemeinsamen Interessen der Soldaten ihrès 
Zuständigkeitsbereichs im Rahmen der Beteiligung 
nach §§ 24 bis 26 wahr. Sie soll darüber hinaus zu den 
Quartalsausbildungs- und Rahmendienstplänen ge-
hört werden. 

§ 33 

Sprecher 

(1) Die Mitglieder der Versammlung der Ver-
trauenspersonen wählen in gesonderten Wahlgängen 
aus den Laufbahngruppen einen Sprecher sowie ei-
nen ersten und zweiten Stellvertreter. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los. Der Sprecher, der erste 
und der zweite Stellvertreter müssen verschiedenen 
Laufbahngruppen angehören. Für die Dauer der Tä-
tigkeit gelten §§ 9 bis 13 entsprechend. 

(2) .  Dem Sprecher obliegt die Geschäftsführung der 
Versammlung der Vertrauenspersonen. Er führt die 
von der Versammlung der Vertrauenspersonen gefaß-
ten Beschlüsse aus und ist der Ansprechpartner des 
Führers des Verbandes. Gegenüber dem Führer des 
Wirtschaftstruppenteils, dem Kasernenkommandan-
ten und dem Standortältesten nimmt er die Befugnisse 
der Versammlung der Vertrauenspersonen wahr. 
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§ 34 

Besprechungen, Beschlußfähigkeit 

(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
treten einmal im Kalendervierteljahr, auf Anregung 
des Führers des Verbandes, des Wirtschaftstruppen-
teils oder des Kasernen- oder Standortkommandanten 
auch häufiger, zusammen. Die Besprechungen finden 
in der Regel während der Dienstzeit statt. Bei der 
Anberaumung ist auf die dienstlichen Erfordernisse 
Rücksicht zu nehmen. Die Disziplinarvorgesetzten 
sind vom Zeitpunkt der Besprechung vorher zu ver-
ständigen. Soweit auf Verbandsebene oder am Stand-
ort Personalvertretungen nach § 5 gebildet worden 
sind, kann einem beauftragten Vertreter Gelegenheit 
zur Teilnahme gegeben werden, soweit gemeinsame 
Angelegenheiten besprochen werden. 

(2) Die Versammlung der Vertrauenspersonen ist 
beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer Mit-
glieder anwesend ist. 

(3) Die Beschlüsse der Versammlung der Ver-
trauenspersonen werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit der anwesenden Mitglieder gefaßt. Stimm-
enenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleich-
heit ist ein Antrag abgelehnt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 34 

Besprechungen, Beschlußfähigkeit 

(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
treten einmal im Kalendervierteljahr, auf Anregung 
des Führers des Verbandes, des Wirtschaftstruppen-
teils oder des Kasernen- oder Standortkommandanten 
sowie auf Antrag eines Drittels ihrer Mitglieder auch 
häufiger, zusammen. Die Besprechungen finden in 
der Regel während der Dienstzeit statt. Bei der Anbe-
raumung ist auf die dienstlichen Erfordernisse Rück-
sicht zu nehmen. Die Disziplinarvorgesetzten sind 
vom Zeitpunkt der Besprechung vorher zu verständi-
gen. Soweit auf Verbandsebene oder am Standort Per-
sonalvertretungen nach § 5 gebildet worden sind, 
kann einem beauftragten Vertreter Gelegenheit zur 
Teilnahme gegeben werden, soweit gemeinsame An-
gelegenheiten besprochen werden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 35 

Gesamtvertrauenspersonenausschuß 

(1)Beim Bundesminister der Verteidigung wird ein 
Gesamtvertrauenspersonenausschuß mit 35 Mitglie-
dern gebildet. In ihm sind die Vertrauenspersonen 
der Teilstreitkräfte, des Sanitätswesens der Bundes-
wehr, des Zentralen Militärischen Bereiches und die 
Laufbahngruppen der Soldaten angemessen vertre-
ten.  Soldatenvertreter des Hauptpersonalrates beim 
Bundesministerium der Verteidigung können als 
Mitglieder hinzutreten. 

(2) Der Gesamtvertrauenspersonenausschuß tritt 
einmal im Kalendervierteljahr, bei Bedarf auf Antrag 
des Bundesministers der Verteidigung oder eines 
Drittels seiner Mitglieder auch häufiger zusammen. 
Er wird bei Grundsatzregelungen des Bundesmini-
sters der Verteidigung im personellen, sozialen und 
organisatorischen Bereich, der Soldaten betrifft, im 
Wege der Anhörung beteiligt. 

(3) In Angelegenheiten der Teilstreitkräfte wirken 
die dem Gesamtvertrauenspersonenausschuß ange-
hörenden Mitglieder der Teilstreitkräfte bei den je-
weiligen Inspekteuren mit. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Wahl, Organi-
sation und Aufgabengebiete des Gesamtvertrauens-
personenausschusses und die Rechtsstellung seiner 
Mitglieder zu regeln. 
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ABSCHNITT 5 

Beteiligung der Personalvertretung 
der Soldaten 

§ 35 

Wahl, Zahl der Soldatenvertreter 

Die Soldatenvertreter in Personalvertretungen nach 
§ 5 werden gleichzei tig mit den Personalvertretungen 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter, jedoch in 
einem getrennten Wahlgang, gewählt. Für die Wahl 
der Soldatenvertreter wird der nach den §§ 20 bis 22 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes einzuset-
zende Wahlvorstand um einen wahlberechtigten Sol-
daten erweitert. Die Zahl der Soldatenvertreter muß 
im gleichen Verhältnis zur Zahl der Soldaten stehen 
wie die Zahl der Personalratsmitglieder zur Zahl der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter; die Soldaten er-
halten jedoch mindestens die in § 17 Abs. 3 und 5 
Satz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes be-
stimmte Zahl von Vertretern. Ist die Zahl der Soldaten 
geringer als die Gruppe der Beamten, Angestellten 
oder Arbeiter, darf die Zahl der Soldatenvertreter 
nicht größer sein als die Zahl der Vertreter der stärke-
ren Gruppe. Die Höchstzahl der Soldatenvertreter be-
trägt 31. Die Soldaten gelten als weitere Gruppe im 
Sinne des § 5 des Bundespersonalvertretungsgeset-
zes. § 38 des Bundespersonalvertretungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 36 

Wahrnehmung der Befugnisse 
der Vertrauensperson 

In Angelegenheiten, die nur die Soldaten be treffen, 
haben die Soldatenvertreter die Befugnisse der Ver-
trauensperson. In Angelegenheiten eines Soldaten 
nach der Wehrdiszipliniarordnung und der Wehrbe-
schwerdeordnung nimmt die Befug nisse der Vertrau-
ensperson der Offiziere, Unteroffiziere oder Mann-
schaften derjenige Soldatenvertreter der entspre-
chenden Laufbahngruppe wahr, der bei der Verhält-
niswahl in der Reihenfolge der Sitze die höchste Teil-
zahl, bei Mehrheitswahl die höchste Stimmenzahl er-
reicht hat. Ist ein entsprechender Soldatenvertreter 
nicht vorhanden, werden die Befug nisse der Vertrau-
ensperson von dem Mitglied der Soldatengruppe 
wahrgenommen, das nach § 32 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes in den Vorstand der Personalver-
tretung gewählt worden ist. 

§ 37 

Dienststellen ohne Personalrat 

In Dienststellen und Einrichtungen der Bundes-
wehr, in denen für die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter auch im Falle einer Zuteilung zu einer be-
nachbarten Dienststelle nach § 12 Abs. 2 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes ein Personalrat nicht ge-
bildet ist, wählen die Soldaten Vertrauenspersonen 
nach § 2. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

ABSCHNITT 5 

Beteiligung der Personalvertretung 
der Soldaten 

§ 36 

Wahl, Zahl der Soldatenvertreter 

Die Soldatenvertreter in Personalvertretungen nach 
§ 5 werden gleichzeitig mit den Personalvertretungen 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter, jedoch in 
einem getrennten Wahlgang, gewählt. Die Zahl der 
Soldatenvertreter muß im gleichen Verhältnis zur 
Zahl der Soldaten stehen wie die Zahl der Personal-
ratsmitglieder zur Zahl der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter; die Soldaten erhalten jedoch minde-
stens die in § 17 Abs. 3 und 5 Satz 1 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes bestimmte Zahl von Ver-
tretern. Ist die Zahl der Soldaten geringer als die 
Gruppe der Beamten, Angestellten oder Arbeiter, darf 
die Zahl der Soldatenvertreter nicht größer sein als die 
Zahl der Vertreter der stärkeren Gruppe. Die Höchst-
zahl der Soldatenvertreter beträgt 31. Die Soldaten 
gelten als weitere Gruppe im Sinne des § 5 des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes. § 38 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes ist entsprechend anzuwen-
den. 

§ 37 

Wahrnehmung der Befugnisse 
der Vertrauensperson 

In Angelegenheiten, die nur die Soldaten betreffen, 
haben die Soldatenvertreter die Befugnisse der Ver-
trauensperson. In Angelegenheiten eines Soldaten 
nach der Wehrdiszipliniarordnung und der Wehrbe-
schwerdeordnung nimmt die Befugnisse der Vertrau-
ensperson der Offiziere, Unteroffiziere oder Mann-
schaften derjenige Soldatenvertreter der entspre-
chenden Laufbahngruppe wahr, der bei der Verhält-
niswahl in der Reihenfolge der Sitze die höchste Teil-
zahl, bei Mehrheitswahl die höchste Stimmenzahl er-
reicht hat. Ist ein entsprechender Soldatenvertreter 
nicht vorhanden, werden die Befug nisse der Vertrau-
ensperson von dem Mitglied der Soldatengruppe 
wahrgenommen, das nach § 32 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes in den Vorstand der Personalver-
tretung gewählt worden ist. 

§ 38 

Dienststellen ohne Personalrat 

In Dienststellen und Einrichtungen der Bundes-
wehr, in denen für die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter auch im Falle einer Zuteilung zu einer be-
nachbarten Dienststelle nach § 12 Abs. 2 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes ein Personalrat nicht ge-
bildet ist, wählen die Soldaten Vertrauenspersonen 
nach § 2. 
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§ 38 

Bezirkspersonalräte 

Durch Rechtsverordnung des Bundesministers der 
Verteidigung werden die den Behörden der Mittel-
stufe nach § 6 Abs. 2 Satz 2 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes entsprechenden militärischen 
Dienststellen bestimmt, bei denen Bezirkspersonal-
räte gebildet werden. 

§ 39 

Übergangsvorschrift 

Die Vorschriften über die Wahl der Vertrauensper-
sonen und Soldatenvertreter nach §§ 2, 35 und 37 fin-
den erstmals Anwendung auf die Wahlen, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet und 
durchgeführt werden. 

Artikel 2 

Gesetz fiber den Vertrauensmann 
der Zivildienstleistenden 

(Zivildienstvertrauensmann-Gesetz — ZDVG —) 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Beteiligung, Grundsatz 

(1) Die Beteiligung der Zivildienstleistenden 
(Dienstleistenden) in dienstlichen Angelegenheiten 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes soll zu einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit bei der Dienstge-
staltung und zu einer fürsorglichen Berücksichtigung 
der Belange des einzelnen Dienstleistenden beitra-
gen. 

(2) Die Beteiligung der Dienstleistenden erfolgt re-
gelmäßig durch Vertrauensmänner. 

(3)Das Recht des Dienstleistenden, sich in dienstli-
chen und persönlichen Angelegenheiten an seine 
Vorgesetzten zu wenden sowie Anträge und Be-
schwerden vorzubringen, bleibt unberührt. 

§2 

Vertrauensmann 

(1) Dienstleistende wählen in geheimer und unmit-
telbarer Wahl aus ihren Reihen 

1. in Dienststellen oder in Lehrgängen mit fünf bis zu 
zwanzig Dienstleistenden je einen Vertrauens-
mann und je einen Stellvertreter, 

2. in Dienststellen oder in Lehrgängen mit einund-
zwanzig und mehr Dienstleistenden je einen Ver-
trauensmann und je zwei Stellvertreter. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 39 

Bezirkspersonalräte 

Durch Rechtsverordnung des Bundesministers der 
Verteidigung werden die den Behörden der Mittel-
stufe nach § 6 Abs. 2 Satz 2 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes entsprechenden militärischen 
Dienststellen bestimmt, bei denen Bezirkspersonal-
räte gebildet werden. 

§ 40 

Übergangsvorschrift 

Die Vorschriften über die Wahl der Vertrauensper-
sonen und Soldatenvertreter nach §§ 2, 35 und 37 fin-
den erstmals Anwendung auf die Wahlen, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet und 
durchgeführt werden. 

Artikel 2 

unverändert 
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(2) Für Lehrgänge entfällt die Wahl des Vertrauens-
mannes und der Stellvertreter, wenn die voraussicht-
liche Amtsdauer des Vertrauensmannes bis zur Been-
digung des Lehrgangs weniger als zehn Kalendertage 
beträgt. 

(3) Wahlberechtigt sind alle Dienstleistenden, die 
dem Wahlbereich angehören, für den der Vertrauens-
mann zu wählen ist. 

(4) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte des Wahlbe-
reichs mit Ausnahme 

1. der Dienstleistenden, die infolge Richterspruchs 
die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu 
erlangen, nicht besitzen und 

2. der Dienstleistenden, die innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor dem Tage der Stimmabgabe 
durch das Verwaltungsgericht als Vertrauensmann 
abberufen worden sind. 

(5) Die Wahl wird nach den Grundsätzen geregelt, 
die für die Wahl des Vertrauensmannes von Mann-
schaften in militärischen Einheiten gelten. Der Bun-
desminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 
Durchführung der in Absatz 1 genannten Wahlen 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Wahlbereiche, 

2. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Be-
stellung des Wahlvorstandes, die Festsetzung des 
Wahltermins, die Wahlbekanntmachungen, das 
Wählerverzeichnis, Einsprüche gegen das Wähler-
verzeichnis, die Wahlvorschläge, die Bewerberli-
ste, 

3. die Stimmabgabe, 

4. ein vereinfachtes Wahlverfahren für Lehrgänge, 

5. die Feststellung des Wahlergebnisses und dessen 
Bekanntmachung und 

6. die Aufbewahrung der Wahlakten. 

(6) Drei Wahlberechtigte, der Leiter der Dienststelle 
oder der Leiter des Lehrgangs können die Wahl inner-
halb von vierzehn Tagen, vom Tage der Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses an gerechnet, beim Verwal-
tungsgericht anfechten mit dem Antrag, die Wahl für 
ungültig zu erklären, wenn gegen wesentliche Vor-
schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder 
das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Be-
richtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis nicht verändert oder beein-
flußt werden konnte. 

§3 

Beteiligung des Betriebs- oder Personalrats 

(1) Der Vertrauensmann kann an Sitzungen des Be-
triebs- oder Personalrats der Dienststelle beratend 
teilnehmen, wenn Angelegenheiten behandelt wer-
den, die auch die Dienstleistenden betreffen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
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(2) Ist ein Vertrauensmann nicht gewählt, so können 
sich die Dienstleistenden mit ihren Anliegen an den 
für ihre Dienststelle zuständigen Betriebs- oder Perso-
nalrat wenden. Dieser hat auf die Berücksichtigung 
der Anliegen, falls sie berechtigt erscheinen, bei dem 
Leiter des Bet riebes oder der Verwaltung hinzuwir-
ken. 

ABSCHNITT 2 

Rechtsstellung des Vertrauensmannes 

§ 4  

Schutz des Vertrauensmannes 

Der Vertrauensmann darf in der Ausübung seiner 
Befugnisse nicht behindert und wegen seiner Tätig-
keit nicht benachteiligt oder begünstigt werden. 

§5 

Schweigepflicht 

(1) Der Vertrauensmann hat über die ihm in Aus-
übung seiner Tätigkeit nach diesem Gesetz bekannt-
gewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Sti ll

-schweigen zu bewahren. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angele-
genheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen. Die Schweigepflicht besteht ferner nicht gegen-
über dem Bundesamt für den Zivildienst und den Mit-
gliedern des für die Dienststelle zuständigen Betriebs-
oder Personalrats. 

§6 

Unfallschutz 

Erleidet ein Dienstleistender anläßlich der Wahr-
nehmung von Rechten oder der Erfüllung von Pflich-
ten nach diesem Gesetz durch einen Unfa ll  eine ge-
sundheitliche Schädigung, die im Sinne des Zivil-
dienstgesetzes eine Zivildienstbeschädigung wäre, so 
finden § 35 Abs. 5 und 8, § 47 und die §§ 49 bis 51 des 
Zivildienstgesetzes entsprechende Anwendung. 

§7 

Amtszeit 

(1)Die Amtszeit des Vertrauensmannes beträgt ein 
Jahr. Sie beginnt mit dem Tag der Wahl oder, wenn zu 
diesem Zeitpunkt noch ein Vertrauensmann im Amt 
ist, mit dem Ablauf von dessen Amtszeit. Schließt sich 
die Amtszeit des neu zu wählenden Vertrauensman-
nes nicht unmittelbar an, so verlängert sich die Amts-
zeit des bisherigen Vertrauensmannes bis zur Neu-
wahl, jedoch höchstens um zwei Monate. 

(2) Das Amt des Vertrauensmannes endet vor Ab-
lauf der Amtszeit 

1. durch Niederlegung des Amtes, 
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2. durch Verlust der Wählbarkeit oder 

3. durch rechtskräftige Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts. 

§8 

Niederlegung des Amtes 

Der Vertrauensmann kann durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber dem Leiter der Dienststelle sein Amt 
niederlegen. Die Niederlegung des Amtes wird vom 
Leiter der Dienststelle dienstlich bekanntgemacht. 
Bei Lehrgängen tritt an die Stelle des Leiters der 
Dienststelle der Leiter des Lehrgangs. 

§9 

Abberufung des Vertrauensmannes 

(1)Mindestens ein Viertel der Dienstleistenden des 
Wahlbereiches, der Leiter der Dienststelle, im Falle 
eines Lehrgangs der Leiter des Lehrgangs oder der 
Direktor des Bundesamtes für den Zivildienst kann 
beim Verwaltungsgericht beantragen, den Vertrau-
ensmann wegen grober Vernachlässigung seiner ge-
setzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung 
seiner gesetzlichen Pflichten als Vertrauensmann ab-
zuberufen. Der Antrag auf Abberufung kann auch 
wegen eines sonstigen Verhaltens des Vertrauens-
mannes gestellt werden, das geeignet ist, die verant-
wortungsvolle Zusammenarbeit zwischen Vorgesetz-
ten und Dienstleistenden oder das Zusammenleben 
innerhalb der Dienststelle ernsthaft zu beeinträchti-
gen. 

(2)Auf Antrag eines der Antragsteller kann das Ver-
waltungsgericht das vorläufige Ruhen des Amtes des 
Vertrauensmannes bis zur Entscheidung über den 
Abberufungsantrag anordnen. 

§10 

Eintritt des Stellvertreters 

(1) Endet das Amt des Vertrauensmannes vorzeitig 
(§ 7), so tritt der Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertre-
ter vorhanden, ist neu zu wählen. 

(2) Der Stellvertreter tritt auch ein, wenn der Ver-
trauensmann an der Ausübung seines Amtes verhin-
dert ist oder sein Amt ruht (§ 9 Abs. 2). 

(3) Die §§ 7 bis 9 gelten für den Stellvertreter ent-
sprechend. 

§11 

Versetzung des Vertrauensmannes 

Der Vertrauensmann darf während der Dauer sei-
nes Amtes gegen seinen Willen zu einer anderen 
Dienststelle nur versetzt werden, wenn dies auch un-
ter Berücksichtigung seiner Stellung als Vertrauens-
mann aus dienstlichen Gründen unvermeidbar ist. 
Dasselbe gilt für die zur Wahl vorgeschlagenen 
Dienstleistenden bis zum Wahltag. 
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§12 

Beschwerderecht 

Der Vertrauensmann kann sich entsprechend § 41 
des Zivildienstgesetzes auch dann beschweren, wenn 
er glaubt, in der Ausübung seiner Befugnisse behin-
dert oder wegen seiner Tätigkeit benachteiligt zu 
sein. 

§ 13 

Beschwerden gegen den Vertrauensmann 

Richtet sich eine Beschwerde gegen den Vertrau-
ensmann, so entscheidet über sie der Direktor des 
Bundesamtes für den Zivildienst oder die von ihm 
hierfür bestellten Beamten des Bundesamtes, die die 
Befähigung zum Richteramt haben. 

ABSCHNITT 3 

Beteiligung des Vertrauensmannes 

UNTERABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 14 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Der Vertrauensmann soll zur verantwortungs-
vollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Dienstleistenden sowie zur Erhaltung des Vertrauens 
innerhalb der Dienststelle oder des Lehrgangs beitra-
gen. 

(2) Der Vorgesetzte hat den Vertrauensmann bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Der 
Vertrauensmann ist über Angelegenheiten, die seine 
Aufgaben betreffen, rechtzeitig und umfassend zu un-
terrichten. Ihm ist während des Dienstes Gelegenheit 
zu geben, Sprechstunden für Dienstleistende inner-
halb der Dienststelle abzuhalten, soweit dies zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich ist und 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

§ 15 

Pflichten des Vorgesetzten 

(1) Der Vorgesetzte hat alle Dienstleistenden als-
bald nach Dienstantritt über die Rechte und Pflichten 
des Vertrauensmannes zu unterrichten und den Na-
men des Vertrauensmannes bekanntzugeben. 

(2) Der Vorgesetzte hat den Vertrauensmann und 
seine Stellvertreter unverzüglich nach ihrer Wahl in 
ihr Amt einzuweisen. 

(3) Vertrauensmänner und deren Stellvertreter, die 
erstmals in ihr Amt gewählt worden sind, werden 
durch das Bundesamt für den Zivildienst auf ihre Auf-
gaben vorbereitet. 
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(4) Der Direktor des Bundesamtes oder von ihm 
beauftragte Beschäftigte des Bundesamtes führen 
mindestens einmal im Kalenderjahr mit Vorgesetzten 
und Vertrauensmännern eine Besprechung über An-
gelegenheiten von gemeinsamem Interesse aus dem 
Aufgabenbereich des Vertrauensmannes durch. Den 
Vertrauensmännern ist im Benehmen mit den Vorge-
setzten Gelegenheit zu geben, sich auf diese Bespre-
chungen vorzubereiten. 

(5)Dem Vertrauensmann ist im Rahmen der gesetz-
lichen Regelungen Freistellung vom Dienst zu gewäh-
ren, wenn er durch die Erfüllung seiner Aufgaben als 
Vertrauensmann über die regelmäßige tägliche Ar-
beitszeit hinaus beansprucht wird. 

UNTERABSCHNITT 2 

Formen der Beteiligung 

§ 16 

Anhörung 

Dem Vertrauensmann sind beabsichtigte Maßnah-
men und Entscheidungen, zu denen er anzuhören ist, 
rechtzeitig mitzuteilen. Ihm ist Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben. 

§ 17 

Vorschlagsrecht 

(1) Soweit dem Vertrauensmann ein Vorschlags-
recht zusteht, hat der Vorgesetzte die Vorschläge des 
Vertrauensmannes mit ihm zu erörtern. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, kann der 
Vertrauensmann sein Anliegen dem nächsthöheren 
Vorgesetzten vortragen, sofern ein solcher vorhanden 
ist. Dieser entscheidet abschließend. Er soll die Aus-
führung einer dienstlichen Anordnung oder einer son-
stigen Maßnahme bis zu seiner Entscheidung ausset-
zen, wenn dem dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen. 

(3)Entspricht der Vorgesetzte einem Vorschlag des 
Vertrauensmannes nicht oder nicht in vollem Umfang, 
teilt er dem Vertrauensmann seine Entscheidung un-
ter Angabe der Gründe mit. 

§18 

Mitbestimmung 

Unterliegt eine Maßnahme oder Entscheidung der 
Mitbestimmung, ist der Vertrauensmann rechtzeitig 
durch den für die Maßnahme oder Entscheidung zu-
ständigen Vorgesetzten zu unterrichten und ihm Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, ist die Maßnahme oder die Ent-
scheidung auszusetzen und der nächsthöhere Vorge-
setzte anzurufen, sofern ein solcher vorhanden ist. 
Entscheidet dieser abweichend vom Vorschlag, ist die 
Entscheidung gegenüber dem Vertrauensmann 
schriftlich zu begründen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
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UNTERABSCHNITT 3 

Aufgabengebiete 

§ 19 

Personalangelegenheiten 

(1) Der Vertrauensmann soll durch den Vorgesetz-
ten bei folgenden Personalmaßnahmen auf Antrag 
des betroffenen Dienstleistenden angehört werden: 

1. Versetzungen aus dienstlichen Gründen, 

2. Umsetzungen innerhalb der Dienststelle, 

3. vorzeitige Beendigungen des Dienstverhältnisses, 
sofern das Zivildienstgesetz einen Ermessensspiel-
raum einräumt, und 

4. Anträgen auf Genehmigung einer Nebentätigkeit 
oder von Sonderurlaub. 

(2) Der Vorgesetzte teilt die Äußerung des Vertrau-
ensmannes zu der beabsichtigten Personalmaßnahme 
der zuständigen Stelle mit. Das Ergebnis der Anhö-
rung ist in die Personalentscheidung einzubeziehen. 

§ 20 

Dienstbetrieb 

(1) Der Vorgesetzte soll den Vertrauensmann zur 
Gestaltung des Dienstbetriebes anhören. Der Vertrau-
ensmann hat das Recht, Vorschläge zu unterbreiten. 

(2) Zum Dienstbetrieb gehören alle Maßnahmen, 
die im Dienst-, Einsatz- oder Schichtplan festgelegt 
werden und Fragen der Arbeitsaufgaben, des inneren 
Dienstbetriebes, der Fürsorge und des außerdienstli-
chen Gemeinschaftslebens be treffen. Ausgenommen 
sind Fragen, die sich auf Ziele und Inhalte der Lehr-
gänge beziehen. 

(3)Auf Antrag des be troffenen Dienstleistenden soll 
der Vertrauensmann bei der individuellen Gewäh-
rung von Freistellungen vom Dienst gehört werden. 

§21 

Betreuung und Fürsorge 

(1)Die Aufstellung von Benutzerordnungen für Be-
treuungseinrichtungen unterliegen der Mitbestim-
mung des Vertrauensmannes. 

(2) Die Planung von Veranstaltungen des außer-
dienstlichen Gemeinschaftslebens bestimmt der Ver-
trauensmann mit. Zur Durchführung von dienstlichen 
Veranstaltungen geselliger A rt  ist er zu hören. 

§ 22 

Ahndung von Dienstvergehen 

(1) Vor der Verhängung von Disziplinarmaßnahmen 
ist der Vertrauensmann zur Person des Dienstleisten-
den und zum Sachverhalt anzuhören. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode Drucksache 11/8336 (neu) 

Entwurf 

(2) Der Sachverhalt ist dem Vertrauensmann vor 
Beginn der Anhörung bekanntzugeben. 

(3) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzu-
fertigen, die zu den Akten zu nehmen ist. 

§ 23 

Beschwerdeverfahren 

Betrifft eine Beschwerde Fragen des Dienstbetrie-
bes, der Fürsorge oder des außerdienstlichen Gemein-
schaftslebens, soll der Vertrauensmann des Be-
schwerdeführers angehört werden. In Personalange-
legenheiten (§ 19) soll der Vertrauensmann auf An-
trag des Beschwerdeführers angehört werden. 

§ 24 

Ausschluß der Beteiligung 

Eine Beteiligung des Vertrauensmannes unter-
bleibt, wenn er selbst Be troffener einer Personalmaß-
nahme oder einer Disziplinarmaßnahme oder Be-
schwerdeführer ist. In diesen Fällen ist der Stellvertre-
ter des Vertrauensmannes zu beteiligen. 

§ 25 

Übergangsvorschrift 

Die Vorschriften über die Wahl des Vertrauensman-
nes nach § 2 finden erstmals Anwendung auf die 
Wahlen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingeleitet und durchgeführt werden. 

Artikel 3 

Änderung und Außerkraftsetzung 
von Rechtsvorschriften 

1. Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

a) § 35 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35 
Beteiligungsrechte der Soldaten 

Die Beteiligung der Soldaten regelt das Solda-
tenbeteiligungsgesetz." 

b) Die §§ 35a und 35b werden aufgehoben. 

c) § 35c wird § 35a. 

d) § 70 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) § 38 des Soldatenbeteiligungsgesetzes 
gilt entsprechend. " 

2. Die Wehrbeschwerdeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 1972 (BGBl. I 
S. 1737, 1906) wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung und Außerkraftsetzung 
von Rechtsvorschriften 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. unverändert 

4. unverändert 
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„Das Beschwerderecht der Vertrauensperson 
regelt das Soldatenbeteiligungsgesetz. " 

b) § 4 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerdefüh-
rers oder desjenigen, über den die Beschwerde 
geführt wird (Betroffener), dürfen die Vermitt-
lung nicht übernehmen." 

c) § 10 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Beteiligung der Vertrauensperson re-
gelt das Soldatenbeteiligungsgesetz." 

3. Die Wehrdisziplinarordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. September 1972 (BGBl. I 
S. 1665), geändert durch Artikel 3 Änderungsge-
setz vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2113), wird wie 
folgt geändert: 

a) § 5 Abs. 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6a 
Beteiligung der Vertrauensperson 

Die Beteiligung der Vertrauensperson bei den 
Entscheidungen nach §§ 5 und 6 richtet sich 
nach § 28 Abs. 2 und 3 des Soldatenbeteili-
gungsgesetzes. " 

c) § 25 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Zuständigkeit für die disziplinare Ahn-
dung von Dienstvergehen der Vertrauensper-
son regelt § 14 Abs. 2 des Soldatenbeteiligungs-
gesetzes. " 

d) § 26 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„3. die Tat von einer Vertrauensperson began-
gen worden ist, es sei denn, daß die Voraus-
setzungen des § 14 Abs. 2 Satz 2 des Solda-
tenbeteiligungsgesetzes vorliegen." 

e) § 28 Abs. 6 wird wie folgt neu gefaßt: 

„ (6) Die Beteiligung der Vertrauensperson er-
folgt nach § 27 Abs. 1 des Soldatenbeteiligungs-
gesetzes. " 

4. Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Juli 1986 (BGBl. I S. 1205), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1292), wird wie folgt geän-
dert: 

a) § 37 erhält folgende Fassung: 

„§ 37 
Beteiligung der Dienstleistenden 

Die Beteiligung der Dienstleistenden regelt 
das Gesetz über den Vertrauensmann der Zivil-
dienstleistenden vom ... (BGBl. I S ).  " 

b) § 62 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) Die Beteiligung des Vertrauensmannes 
bei der Ahndung von Dienstvergehen richtet 
sich nach § 22 des Gesetzes über den Ver-
trauensmann der Zivildienstleistenden vom 
(BGBl. I S )  

Fehlt ein Vertrauensmann, so ist der Betriebs-
oder Personalrat zur Person des Dienstleisten-
den und zum Sachverhalt anzuhören; der Sach-
verhalt ist ihm vorher bekanntzugeben." 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Vertrauensmänner

-

Wahlgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 1052), zuletzt 
geändert durch ... (BGBl. I S....), außer Kraft. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. Das Bundespersonalvertretungsgesetz vom 
15. März 1974 (BGBl I S. 693), zuletzt geändert 
durch Änderung vom 10. Juli 1989 (BGBl I 
S. 1380), wird wie folgt geändert: 

§ 86 Nr. 13 erhält folgende Fassung: 

„13. Soweit sich aus den Nummern 1 bis 12 nichts 
anderes ergibt, gelten die §§ 5, 36, 37 und 38 
des Soldatenbeteiligungsgesetzes entspre-
chend." 

Artikel 4 

unverändert 



Drucksache 11/8336 (neu) Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Bericht der Abgeordneten Ganz (St. Wendel) und Steiner 

I. Zum Beratungsverfahren 

a) Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung — Drucksache 11/7323 — in 
seiner 226. Sitzung am 20. September 1990 bera-
ten. Der Entwurf wurde federführend an den Ver-
teidigungsausschuß und mitberatend an den In-
nenausschuß und den Ausschuß für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit überwiesen. 

b) Mit Drucksache 11/7550 unterrichtete die Bundes-
regierung, daß der Bundesrat in seiner 615. Sit-
zung am 22. Juni 1990 beschlossen hat, keine Ein-
wendungen gegen den Entwurf eines Gesetzes 
über die Beteiligung der Soldaten und der Zivil-
dienstleistenden (Beteiligungsgesetz — BG) 
— Drucksache 11/7323 — zu erheben. 

c) Der Innenausschuß empfiehlt nach Beratung am 
24. Oktober 1990 mit Mehrheit dem federführen-
den Verteidigungsausschuß, dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung mit von den Koalitionsfrak-
tionen eingebrachten Änderungen zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Jugend, Fami lie, Frauen und Ge-
sundheit empfiehlt nach Beratung am 24. Oktober 
1990 mit Mehrheit, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung anzunehmen. 

d) Der Verteidigungsausschuß hat sowohl über den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung als auch über 
den ihm mitberatend und dem Innenausschuß fe-
derführend überwiesenen Gesetzentwurf der 
Fraktion der SPD — Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Personalvertretungsgesetzes und 
anderer Vorschriften — Drucksache 11/7471 — in 
seiner Sitzung am 24. Oktober 1990 beraten. 

II. Ziele und Inhalt 
des Gesetzentwurfs 

— Drucksache 11/7323 — 

Der Gesetzentwurf sieht die Stärkung der Stellung der 
Vertrauensperson in den Streitkräften und im Zivil-
dienst sowie eine qualitative sowie quan titative Er-
weiterung der Beteiligungstatbestände vor. Er enthält 
umfassende Regelungen der Beteiligungsrechte der 
Soldaten und der Zivildienstleistenden, unbeschadet 
der Fortgeltung der Regelungen des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes. Ziel des Gesetzes ist es, die Be-
teiligungsnormen aus dem Soldatengesetz, der Wehr

-

disziplinar- und -beschwerdeordnung und des bishe-
rigen Vertrauensmänner-Wahlgesetzes zusammen-
zufassen. 

III. Verlauf und Ergebnis der Beratungen 
im Verteidigungsausschuß 

Die Fraktion der CDU/CSU trug vor, daß die Beteili-
gungsrechte der Soldaten neu gefaßt werden müßten. 
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der öffentlichen 
Anhörung im Verteidigungsausschuß zu dem Sach-
stand und zu der Fortentwicklung der Beteiligung der 
Soldaten in der Bundeswehr am 14. Juni 1989 wolle 
man nicht die Regelungen des Bundespersonalvertre-
tungsgesetzes übernehmen, sondern ein eigenständi-
ges Beteiligungsgesetz schaffen. 

Im Falle der Übernahme des Bundespersonalvertre-
tungsgesetzes hätte eine Vielzahl von Sonderregelun-
gen für die Bundeswehr getroffen werden müssen. 
Der Gesetzesantrag der Fraktion der SPD erscheine 
unter Berücksichtigung der Bedingungen in einer so 
großen und komplexen Organisation wie der Bundes-
wehr deshalb als nicht praktikabel. 

Die Fraktion der CDU/CSU brachte zum Ausdruck, 
man habe sich intensiv mit der Materie befaßt. Mit den 
Ausschußdrucksachen 0113 und 0114 seien von den 
Koalitionsfraktionen wesentliche inhaltliche Ände-
rungen zum Regierungsentwurf eingebracht worden. 
Für die Truppe werde das Gesetz in dieser veränder-
ten Fassung große Vorteile bringen. 

Die Fraktion der FDP äußerte die Ansicht, daß der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung einen großen 
Schritt in die richtige Richtung bedeute. Man könne 
darüber debattieren, ob alle aus der öffentlichen An-
hörung stammenden Anregungen genügend Berück-
sichtigung gefunden hätten. Mit den Änderungsan-
trägen der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
werde die Endfassung des Gesetzentwurfs weitge-
hend vom Parlament so gestaltet. Man habe damit 
etwas gutes auf den Weg gebracht. 

Die Fraktion der SPD führte zu den vorgelegten Ände-
rungsanträgen der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung aus, 
daß damit dessen unzureichende Praktikabilität nicht 
verändert werde. Es wäre besser gewesen, wenn sich 
die Fraktionen der Regierungskoalition vor einer Be-
schlußfassung über die Ansichten und Reaktionen der 
Soldaten bezüglich des vorgesehenen Gesetzes ver-
gewissert hätten. 

Bei dem Gesetzentwurf der eigenen Fraktion gehe 
man von einem anderen Beteiligungsmodell als dem 
der Regierungskoalition aus. Es solle damit ein solides 
Fundament für die Mitbestimmung der Soldaten ge-
schaffen werden. Gelinge dies nicht, so wolle man das 
Feld der Beteiligungsrechte der Soldaten weiter be-
setzt halten. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 trug vor, daß 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung und die ein- 
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gebrachten Änderungsanträge der Fraktionen der Re-
gierungskoalition ihr nicht weit genug gingen. Dar-
über hinaus würden die Zivildienstleistenden im Re-
gierungsentwurf hinsichtlich ihrer Mitwirkungsrechte 
benachteiligt. 

Bei der Abstimmung wurde zunächst der mitberatend 
überwiesene Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/7471 — mit der Mehrheit der Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP, bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen DIE GRÜNEN/ 
Bündnis 90 und gegen die Stimmen der Fraktion der 

SPD abgelehnt. Anschließend wurden die Ände-
rungsanträge — Ausschußdrucksache 0113 und 
0114 — mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN/Bündnis 90 
angenommen. Schließlich stimmte der Ausschuß mit 
der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP und gegen die Stimmen der Frak-
tionen der SPD und DIE GRÜNEN/Bündnis 90 dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
11/7323 — mit den Änderungsanträgen — Ausschuß-
drucksache 0113 und 0114 — zu. 

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Ganz (St. Wendel) 

Berichterstatter 

Steiner 








